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ke vorwiegend an der Küste gebaut. 

Diese Standorte haben allerdings den 

Nachteil, dass sie in dicht besiedelten 

Gegenden liegen. (XNA, 8.1.02) -st-

Außenwirtschaft

24 China will im IT-Sektor mit

Indien kooperieren

Mitte Januar reiste Ministerpräsident 

Zhu Rongji zusammen mit einer De­

legation von Unternehmensvertretern 

nach Indien. Ein Schwerpunkt des 

Staatsbesuchs war die Intensivierung 

der bilateralen Wirtschaftsbeziehun­

gen.

Zhu Rongji rief in einer Rede in Mum­

bai, Provinzhauptstadt des indischen 

Bundesstaates Maharashtra an der 

Westküste und wichtiges Wirtschafts­

zentrum, dazu auf, das bisherige Volu­

men des bilateralen Handels von der­

zeit rd. 3 Mrd. US$ auf 10 Mrd. US$ 

auszuweiten. Der beidseitige Handel 

liege auf einem Niveau vergleichbar 

mit dem bilateralen Handel zwischen 

Vietnam und China. Indien und Chi­

na sollten ihre jeweiligen Chancen auf 

dem Markt des anderen Landes besser 

erkunden und durch Kooperation zum 

wirtschaftlichen Wohlstand in der Re­

gion beitragen.

Als Beispiel der zukünftigen enge­

ren Zusammenarbeit hob Zhu Rong­

ji die Kooperationschancen im IT- 

Sektor hervor. Indien sei die Num­

mer Eins in der Software-Entwick­

lung, China nehme den ersten Platz 

bei der Hardware-Produktion ein. Zu­

sammen, so Zhu Rongji, würden Indi­

en und China weltweit in beiden Be­

reichen Nummer Eins werden. China 

könnte in Indien Joint-Venture-Unter­

nehmen gründen, da auch dort Ar­

beit kostengünstig sei, und IT-Pro­

dukte zu niedrigeren Preisen als bis­

her produzieren. Zhu wies darauf hin, 

dass seiner Information nach die Prei­

se für Elektronikprodukte und Haus­

haltselektronik, einschließlich Kühl­

schränken und Farb-TV, in Mumbai 

um das Sechsfache höher als in China 

liegen würden.

Um die Felder der möglichen Zusam­

menarbeit im Bereich Ausbildung und

Computerhardware zu identifizieren, 

schlug Zhu Rongji die Gründung einer 

sino-indischen Arbeitsgruppe für Wis­

senschaft und Technologie vor. Wäh­

rend des Staatsbesuchs wurde zwi­

schen der Federation of Indian Cham­

bers of Commerce and Industry so­

wie dem China Council for the Promo­

tion of International Trade eine Über­

einkunft über die Förderung der wei­

teren Zusammenarbeit in Wirtschaft, 

Handel und Technologie unterzeich­

net. (BBC PF, 16. und 17.1.02)

Indiens herausragende internationale 

Position in der Software-Entwicklung 

spiegelt sich in einem Exportvolumen 

von 6,24 Mrd. US$ (Fiskaljahr 2001-2) 

gegenüber knapp 1 Mrd. US$ chinesi­

scher Exporte in diesem Bereich wi­

der. Um im Wettbewerb mit Indien 

gleichzuziehen, verfolgt die chinesische 

Regierung nicht nur die Strategie, die 

inländischen Rahmenbedingungen für 

diesen Sektor zu verbessern. Gleichzei­

tig sind eine Reihe von Software-Un­

ternehmen aus China bereits in Indi­

en auf Talentsuche gegangen. Ein Bei­

spiel ist das chinesische Unternehmen 

Huawei Technologies, das eine Nieder­

lassung in Bangalore aufgebaut hat 

und dort 536 Arbeitskräfte beschäf­

tigt. Neben den indischen Program­

mierern arbeiten dort 180 chinesische 

Beschäftige, die auch die dortige Un­

ternehmenskultur absorbieren sollen.

Die Frage, warum Indien in der Soft­

ware-Entwicklung China weit über­

legen ist, stand auch während der 

Reise einer IT-Delegation aus Chi­

na nach Bangalore im Mittelpunkt 

des Interesses. Die Delegation kam 

zu der Einschätzung, dass die heraus­

ragende Stellung Indiens in diesem 

Bereich in erster Linie auf das in­

dische Bildungssystem, die Englisch­

kenntnisse und frühe Initiativen der 

Regierung zur Förderung dieser In­

dustrie zurückzuführen sind. Indien 

habe den größten englischsprechenden 

Pool von Software-Ingenieuren außer­

halb der USA, die zu einem Viertel 

des US-Kostenniveaus arbeiten wür­

den. Während hierzu in China 30.000- 

35.000 Fachkräfte zählen würden, ge­

be es in Indien rd. 300.000 Software- 

Ingenieure. (BBC PF, 23.1.02) -schü-

25 ,,Positiver Einfluss des Eu­

ro auf die chinesische Wirt­

schaft“

Die Nachrichtenagentur Xinhua ver­

öffentlichte Anfang Januar d.J. einen 

Bericht über die Auswirkungen der 

Euro-Einführung auf die chinesische 

Wirtschaft. Chinesischen Experten 

zufolge sei die Einführung des Eu­

ro mit einem größeren Entwicklungs­

spielraum für den Handel zwischen 

China und den EU-Staaten und mit 

neuen Chancen für chinesische Unter­

nehmen verbunden.

Aus Sicht Chinas ist die EU als Wirt­

schaftsblock der drittgrößte Handels­

partner. Der Außenhandel zwischen 

der EU und China nahm in den letzten 

Jahren zwar weiter zu, habe jedoch im 

Vergleich zum Handel mit Japan und 

den USA noch ein erhebliches Ent­

wicklungspotenzial. Chinesischen Sta­

tistiken zufolge erreichte der Wert des 

Gesamthandels im Jahre 2000 ein Vo­

lumen von rd. 69 Mrd. US$. Auch die 

Investitionen aus der EU seien mit ei­

nem Anteil von 2,24% an dem gesam­

ten Kapitalzuströmen aus dem Aus­

land noch relativ niedrig und könnten 

weiter wachsen.

Wird die gesamte Bevölkerung der 

EU, das BIP und das Handelsvolumen 

der Euro-Zone betrachtet, so entfal­

len auf diesen Wirtschaftsblock ähn­

lich hohe Anteile wie auf die USA. Die 

Exportgüterstrukturen der EU und 

China seien stark komplementär. Chi­

na brauche fortgeschrittene Techno­

logien und Kapital aus der EU-Zo­

ne, während die EU Chinas Import­

produkte mit einer traditionell hohen 

Qualität benötige. Der WTO-Beitritt 

Chinas werde die Handels- und Inves­

titionsbeziehungen zwischen der EU 

und China noch weiter intensivieren.

Nach Ansicht von Experten, so der 

Xinhua-Bericht, werde sich der Wert 

des Euro nach seiner Einführung sta­

bilisieren, und die neue Währung wer­

de ein hohes internationales Ansehen 

und eine hohe Stabilität erreichen. 

Das Währungsrisiko, das bisher durch 

die Schwankungen der Wechselkurse 

einzelner EU-Staaten aufgetreten sei, 

werde reduziert und die Entwicklung 

der Handelsbeziehungen mit Europa 

verstärkt werden.

In der Euro-Zone würden die Preise 

aller Produkte durch den Euro ausge­
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wiesen werden und damit ein einheitli­

cher Markt entstehen. Die Kosten des 

transnationalen Handels würden deut­

lich gesenkt werden. Für chinesische 

Exporte bedeute dies eine sehr positi­

ve Entwicklung, da sie nach Ankunft 

in einem Exporthafen der EU ohne 

Hindernisse in alle übrigen Mitglieds­

länder der Euro-Zone verteilt werden 

könnten. Bereits seit der Nutzung des 

Euro als Verrechnungsmittel im Jah­

re 1999 sei das bilaterale Handelsvolu­

men erheblich gestiegen.

Neben der Ausweitung des Handels 

rechneten Experten auch damit, dass 

die Euro-Zone sich zu einem einheit­

lichen, sehr effizienten und hoch ent­

wickelten Kapitalmarkt für chinesi­

sche Unternehmen und Finanzinstitu­

ten entwickeln werde und der Euro 

zu einer Anlagewährung wird. Bereits 

jetzt sei der Anlagemarkt der EU mit 

einem weltweiten Anteil von 34,5% be­

reits sehr bedeutend. Auch die Emis­

sion von Aktien und Anlagen an eu­

ropäischen Wertpapiermärkten werde 

für chinesische Unternehmen attraktiv 

werden.

Neben den verbesserten Rahmenbe­

dingungen für chinesische Unterneh­

men in der Euro-Zone wiesen Ex­

perten dem Xinhua-Bericht zufolge 

jedoch auch auf bestimmte Heraus­

forderungen in der Übergangsphase 

hin. So müsse damit gerechnet wer­

de, dass der interne Handel innerhalb 

der Euro-Zone stärker zunehmen und 

der Wettbewerb noch intensiver wer­

de. Mit der Übernahme des Euro in 

Süd- und Osteuropa könnten vor al­

lem chinesische Unternehmen mit ar­

beitsintensiven Produkten einen stär­

keren Konkurrenzdruck spüren. (BBC 

PF, 1.1.02)

Nach Einschätzung von Xiang Huai- 

cheng, Chinas Finanzminister, wird 

der Euro eines Tages dieselbe Bedeu­

tung wie der US-Dollar besitzen. Ge­

genüber dem deutschen Finanzminis­

ter Hans Eichel, der Anfang Januar 

China besuchte, wies Xiang auf die 

zukünftige Rolle des Euro als Reser­

vewährung hin. Er habe bereits den 

zuständigen Stellen empfohlen, einen 

höheren Anteil der Währungsreser­

ven in Euro zu halten. (IHT, 7.1.02) 

Derzeit bestehen Schätzungen zufolge 

60% der offiziell mit 208 Mrd. US$ 

angegebenen chinesischen Währungs­

reserven aus Dollar, jeweils 15% aus

Yen und Währungen der EU-Länder 

und zehn Prozent aus sonstigen Wäh­

rungen. (HB, 7.1.02; FT, 7.1.02)

Neben der wirtschaftlichen Kooperati­

on hat sich in den letzten Jahren auch 

die sino-europäische Zusammenarbeit 

auf anderen Gebieten intensiviert. Ein 

bekanntes Beispiel ist die China Eu- 

ropean International Business School 

(EIBS) in Shanghai, die vor zwei Jah­

ren ihren Betrieb aufgenommen hat. 

Bis Ende letzten Jahres wurden hier 

rd. 500 Absolventen von 55 sino-euro- 

päischen Joint-Venture-Unternehmen 

ausgebildet. Ziel ist es, in den kom­

menden fünf Jahren weitere rd. 2.000 

Fachkräfte auszubilden; hierfür sind 

15,1 Mio. Euro an Stipendien vorge­

sehen. (XNA, 3.1.02)

Die Entwicklung des bilateralen Han­

dels hat zwar in den letzten Jahren 

schnelle Fortschritte gemacht, doch 

sind dabei auch eine Reihe von Proble­

men aufgetreten. Hierzu zählt das von 

EU-Unternehmen angeführte Dum­

ping chinesischer Produkte auf dem 

EU-Markt. Seit 1979 gab es 91 Dum­

ping-Fälle. Um dieses Problem in Zu­

kunft zu reduzieren und in Vorberei­

tung auf die Einführung eines neuen 

europäischen Anti-Dumping-Gesetzes, 

wurde Ende November letzten Jah­

res vom MOFTEC und EU-Vertretern 

eine Informationsveranstaltung abge­

halten. Im Zentrum stand die Vor­

stellung der in Europa geltenden Ge­

setze und Verfahrensweisen sowie die 

Diskussion von Fallstudien. {China 

Newsletter, Nr.318, German Centre 

for Industry and Trade, Shanghai, S.2)

Ein weiteres Problem stellt der derzei­

tige Konflikt über die Lieferung von 

bestimmten Nahrungsmitteln aus Chi­

na dar. So schlug die Veterinär-Ab­

teilung der EU Ende des letzten Jah­

res ein Importverbot für Lieferungen 

von gefrorenen Shrimps, Honig sowie 

Hasen- und Geflügelfleisch vor, weil 

sich gesundheitsschädliche Substanzen 

bei der Untersuchung gefunden hat­

ten. Die chinesische Seite hat gegen 

dieses Vorgehen protestiert, da diese 

Entscheidung im Rahmen der WTO- 

Regeln eine gegenseitige Konsultati­

on erfordert hätte. (BBC EF, 28.1.02; 

BBC PF, 27.1.02) -schü-

26 Taiwan erhöht die Zahl der 

chinesischen Importproduk­

te

Mitte Januar d.J. genehmigte die tai- 

wanesische Regierung eine neue Lis­

te mit 2.126 Importprodukten, die di­

rekt von China nach Taiwan geliefert 

werden können. Dieser Schritt steht 

im Zusammenhang mit dem Beitritt 

Taiwans zur WTO, der u.a. auch eine 

stärkere Marktöffnung für Waren aus 

dem chinesischen Festland nötig ma­

chen wird.

Von den neuen 2.126 Produkten, die 

direkt importiert werden können, sind 

902 Agrarprodukte. Nicht auf dieser 

Liste stehen elektrische Haushaltsge­

räte wie Kühlschränke und Fernseh­

geräte, die aufgrund ihrer Preise in 

starker Konkurrenz zu taiwanesischen 

Produkten stehen würden. Insgesamt 

beläuft sich die Zahl der Importpro­

dukte aus China nunmehr auf 8.014, 

im Wesentlichen sind dies Rohstoffe 

für die verarbeitende Industrie.

Nach Angaben der taiwanesischen Re­

gierung soll der Inlandsmarkt in meh­

reren Schritten innerhalb eines Zeit­

raumes von vier Jahren vollständig für 

alle Produkte geöffnet werden. Aus­

nahmen werden sich auf rd. 100 Pro­

dukte beziehen, die aus Gründen der 

nationalen Sicherheit und Verteidi­

gung davon ausgenommen sind. (BBC 

EF, 16.1.02)

In den ersten 10 Monaten des letz­

ten Jahres belief sich der bilaterale 

Handel nach taiwanesischen Statisti­

ken auf 24,57 Mrd. US$ und betrug 

damit 12,7% des gesamten Außenhan­

dels Taiwans. Im Handel mit Chi­

na verzeichnete Taiwan einen Über­

schuss von 14,83 Mrd. US$, der al­

lerdings um 10,6% zurückging. (BBC 

EF, 27.11.01)

Ein hoher Anteil der taiwanesischen 

Exporte nach China besteht aus 

Komponenten und Zwischenproduk­

ten, die für Joint-Venture-Unterneh­

men und taiwanesische Tochterunter­

nehmen bestimmt sind. Einer kürzlich 

veröffentlichten Untersuchung nach, 

stellt sich die Gewinnsituation der tai­

wanesischen Unternehmen in China 

nicht besonders günstig dar. So sollen 

angeblich weniger als die Hälfte der 

Unternehmen Gewinne aufweisen, und 

viele Unternehmen würden sich in ei­

nem extremen Wettbewerb befinden.
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Die Untersuchung, die von der Inves­

titionskommission des Wirtschaftsmi­

nisteriums veröffentlicht wurde, soll 

zeigen, dass taiwanesische Unterneh­

men mehr Unterstützung bei der Vor­

bereitung ihrer Investition auf dem 

chinesischen Festland benötigten. Al­

lerdings kann die Untersuchung nur 

als eingeschränkt repräsentativ bewer­

tet werden, da nur 13% der angespro­

chenen Unternehmen geantwortet ha­

ben und ihre Antwort sich nur auf die 

Situation im Jahre 1999 bezog. (FT, 

11.1.02)

Begleitend zum Ausbau der Handels­

beziehungen hat auch der taiwanesi­

sche Finanzsektor seine Kontakte zum 

Festland ausgebaut. Die taiwanesische 

Regierung hat Anfang des Jahres acht 

führenden taiwanesischen Banken er­

laubt, Repräsentanzen als erste Form 

einer direkten Präsenz in China auf­

zubauen. (BBC PF, 1.2.02) -schü-

27 Auswirkungen des WTO-

Beitritts auf Beschäftigung

Die Diskussion um die Folgen des 

WTO-Beitritts geht in China weiter 

und spiegelt sich anhand von Me­

dienberichten zu einzelnen Teilaspek­

ten wider. Im Folgenden wird eine 

Studie des Ministeriums für Arbeit 

und Soziale Sicherheit vorgestellt, die 

nach den Folgen für die Beschäftigung 

fragt.

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, 

das der WTO-Beitritt langfristig mit 

positiven Effekten für die Beschäfti­

gung verbunden sein wird. Bei einem 

Zeithorizont von 10 Jahren werde der 

Beitritt aufgrund der Ausweitung des 

Außenhandels und der Anpassung und 

Verbesserung der Industriestrukturen 

zu einer Erhöhung der Beschäftigung 

führen.

Der Studie nach wird die Zunahme 

des processing trade (Veredlungshan­

dels), insbesondere bei arbeitsintensi­

ven Exportprodukten, bei denen Chi­

na komparative Vorteile besitzt, zu ei­

ner Erhöhung der Beschäftigung füh­

ren. Auf der Basis von Schätzun­

gen, dass der Außenhandel zwischen 

20-40% zum BIP-Wachstum beiträgt, 

werde sich eine Erhöhung der Expor­

te um 4-5% pro Jahr in einer Zunahme 

des BIP-Wachstums um rd. einen Pro­

zentpunkt niederschlagen. Dieses zu­

sätzliche Wachstum würde wiederum

Arbeitsplätze für rd. 1 Mio. Menschen 

schaffen. Der WTO-Beitritt wirke als 

Katalysator für die arbeitsintensiven 

Industrien und schaffe günstige Rah­

menbedingungen für die Entwicklung 

von kleinen und mittleren Unterneh­

men, die ebenfalls zur Beschäftigung 

beitragen würden.

Wenn diese Faktoren berücksichtigt 

werden, also die Vorteile eines reichen 

Arbeitskräfteangebotes und kompa­

rativer Vorteile bei den Lohnkos­

ten sowie die Wirtschaftsentwicklung 

und die Veränderung der Wirtschafts­

strukturen einbezogen würden, dann 

sei mit einem Anstieg der Beschäfti­

gungselastizität um 50% in der kom­

menden Dekade gegenüber den 90er 

Jahren zu rechnen. Bei einer Elastizi­

tät von 0,15 würde sich jeder zusätz­

liche Prozentpunkt des BlP-Wachs- 

tums als ein Wachstum der Beschäfti­

gung um 0,15 Prozentpunkte auswir­

ken. Auf dieser Berechnung basierend 

könnten jährlich 2-3 Mio. Arbeitsplät­

ze pro Jahr im Durchschnitt nach dem 

WTO-Beitritt geschaffen werden.

Kurzfristig jedoch, und zwar in den 

nächsten drei bis fünf Jahren, werde 

es nicht nur schwierig sein, die Be­

schäftigung zu erhöhen, sondern es sei 

auch ein Rückgang der Beschäftigung 

als Folge des Wettbewerbsdrucks auf 

traditionelle Industrien und der beste­

henden Industriestruktur möglich. Als 

Ergebnis der strukturellen Anpassung 

der Industrien und Unternehmen wer­

de die Arbeitslosigkeit zunehmen. In 

den Städten könnte die Arbeitslosig­

keit um 20-30% zunehmen, und in der 

ersten Phase nach dem WTO-Beitritt 

könne sich die städtische Arbeitslosen­

quote verdoppeln und auf 7% anstei­

gen.

Die Beschäftigungsstruktur wird sich 

der Studie zufolge dahingehend ent­

wickeln, dass weniger Beschäftigungs­

möglichkeiten im Agrarsektor, dage­

gen mehr im Dienstleistungssektor 

entstehen werden. Wird angenommen, 

dass nur 3% des Getreidekonsums im­

portiert werden, dann wäre damit ein 

Verlust von 10 Mio. Arbeitsplätzen 

verbunden.

Im Sekundärsektor müsse mit einem 

Rückgang der Beschäftigung in den 

folgenden Industriezweigen gerechnet 

werden: Metallurgie, Automobilsek­

tor, Maschinenbau, Verarbeitung von 

Speisöl und Getreide und elektroni­

schen Kommunikationsinstrumenten. 

Durch Anpassungen seien allerdings 

Beschäftigungssteigerungen in folgen­

den Branchen möglich: Textilien, 

Bekleidung, Nahrungsmittelverarbei­

tung, Lederprodukte, Bausektor, Bau­

stoffe und Chemikalien.

Im Dienstleistungssektor könne von 

einem deutlichen Anstieg der Beschäf­

tigung ausgegangen werden. Aller­

dings werde sich das Anforderungs­

profil an die Qualifikation der Ar­

beitskräfte ändern, sodass Arbeitslose 

aus anderen Sektoren nicht unbedingt 

hier eine Beschäftigung finden werden. 

(FBIS-CHI-12.1.02) -schü-

Binnenwirtschaft

28 Unregelmäßigkeiten in der

BOC erschüttern das Ver­

trauen in die chinesischen 

Banken

Mitte Januar ist der ehemalige Präsi­

dent der Bank of China (BOC), Wang 

Xuebing, der vor einigen Jahren zur 

China Construction Bank (CCB) als 

Präsident gewechselt war, von seiner 

Funktion entbunden worden. Die Ent­

lassung steht in direktem Zusammen­

hang mit dem Ergebnis einer zweijäh­

rigen Untersuchung der US-Behörden 

über Unregelmäßigkeiten der Nieder­

lassung der BOC in New York in den 

Jahren 1991 bis 1993. Wang war Vor­

sitzender der New Yorker Niederlas­

sung in den Jahren 1988-93 gewesen. 

Die chinesische Untersuchungsbehör­

de geht davon aus, dass Wang direkt 

und indirekt für die Unregelmäßigkei­

ten verantwortlich ist.

Die US-Behörden werfen der BOC- 

Niederlassung vor, dass unter der Lei­

tung von Wang Xuebing 10 Mio. US$ 

irregulär als Kredite an Freunde des 

Bankmanagements verliehen wurden, 

dass gefälschte Akkreditive und Kre­

ditpläne eingesetzt sowie Darlehnssi- 

cherheiten verkauft worden und an­

dere Unregelmäßigkeiten aufgetreten 

sind.

In einem anderen Fall soll die BOC- 

Niederlassung in New York 18 Mio. 

US$ an ein Unternehmen vergeben ha­

ben, dass ebenfalls dem BOC-Manage- 


